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Vorwort 
Die Maßnahmen zur Verhütung von industriellen Störfällen unterscheiden sich von Land zu Land. Der 
Expertenausschuss hat eine gemeinsame Karte des Gebiets der Oberrheinkonferenz ausgearbeitet, 
um die Bewohner über die potentiellen Risiken der Industrien in den Nachbarländern aufzuklären. 
Nachstehend eine Übersicht über die verschiedenen städtebaulichen/raumplanerischen Vorschriften 
der einzelnen Länder. 

 

 

 

 

1 Frankreich 

Es sei eingangs darauf hingewiesen, dass die Genehmigung zum Betrieb einer überwachungs-
bedürftigen Anlage für den Schutz der Umwelt (Installation Classée Pour l’Environnement, ICPE) nur 
erteilt werden kann, wenn die Anlage dauerhaft umweltverträglich ist. 

In Frankreich existieren mehrere Instrumente zur Raum- bzw. Städteplanung rund um Industrieanlagen, 
von denen über das Gelände der Anlage hinausgehende Gefahren ausgehen. 

 Für die zum 31. Juli 2003 bestehenden Seveso-Betriebe der oberen Gefahrenklasse: 
Einsetzung eines Plans zur Vermeidung von Technologischen Risiken (Plan de Prévention des 
Risques Technologiques, PPRT), der als Dienstbarkeit im öffentlichen Interesse (Servitudes 
d’Utilité Publique, SUP) für die zukünftige Raum- bzw. Städteplanung gilt und die Enteignung 
und/oder die Aufgabe vorhandener Wohnungen sowie die Durchführung von Arbeiten zur 
Verbesserung des Schutzes an den vorhandenen Wohnungen erlaubt. 

 Für alle anderen genehmigungspflichtigen Betriebe, darunter die Seveso-Betriebe der oberen 
Gefahrenklasse, die nach dem 31. Juli 2003 in Betrieb genommen wurden oder als solche 
eingestuft wurden: Einsetzung einer Dienstbarkeit im öffentlichen Interesse (SUP) oder Über-
mittlung städtebaurelevanter Daten durch den Staat an die Gemeinden (Porter à Connais-
sance, PAC) zwecks Aufnahme in die Bebauungspläne (Plans Locaux d’Urbanisme, PLU). 

 

 

 

 Übermittlung städtebaurelevanter Daten durch den Staat an die 
Gemeinden 

Gemäß Artikel L132-2 des Städtebaugesetzes übermittelt die zuständige staatliche Verwaltungs-
behörde den Gemeinden und zuständigen Verbänden zu Informationszwecken alle technischen 
Studien, über die sie verfügt und die für die Ausübung ihrer Zuständigkeit im Bereich der Stadtplanung 
erforderlich sind. 

Alle potenziell von den Anlagen ausgehenden Gefahren, die über das Gelände der Anlage hinaus-
gehen, werden im PAC dargelegt, mit Angabe der Wahrscheinlichkeit und des Wirkungsabstandes. 
Dies bringt Einschränkungen für die zukünftige Raum- bzw. Städteplanung mit sich, außer bei Gefahren 
von sehr geringer Eintrittswahrscheinlichkeit, die lediglich für die Notfallpläne relevant sind: 

 Verbot von Neubauprojekten (in den gefährlichsten Gebieten); 

 Genehmigung von Neubauprojekten möglich, insofern sie nicht zu einem Anstieg der 
exponierten Bevölkerung führen; 

 Neubauprojekte werden unter bestimmten baulichen Bedingungen genehmigt (z. B. 
Verstärkung des Gebäudes gegen die Auswirkungen von Überdruck). 
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Nach Ausarbeitung der städtebaurelevanten Daten durch die staatlichen Stellen werden diese Daten 
an die Gemeinde übermittelt und müssen von dieser in die städtebaulichen Dokumente übertragen 
werden. 

 

 

 

 Dienstbarkeiten im öffentlichen Interesse (SUP) 

Die Dienstbarkeiten im öffentlichen Interesse betreffen v. a. neue Seveso-Betriebe der oberen 
Gefahrenklasse oder die Erweiterung von bestehenden Seveso-Betrieben, können sich aber auch auf 
andere genehmigungspflichtige Anlagen beziehen. Sie sind für lokale Gebietskörperschaften von 
Rechts wegen bindend, ihre Beifügung zum PLU ist obligatorisch. Sie finden auf die zukünftige Raum- 
bzw. Städteplanung Anwendung und können nicht zum Abriss oder zur Aufgabe bestehender Bauten 
zwingen. 

Die Unterlagen zu den Dienstbarkeiten im öffentlichen Interesse (SUP) werden dem Antrag auf 
Genehmigung des Betriebs einer industriellen Anlage beigefügt und sind Gegenstand einer öffentlichen 
Befragung. 

In den SUP geht es darum, 

 bestimmte Nutzungen sowie 

 die Anzahl der Angestellten in industriellen und wirtschaftlichen Betrieben, die später gegründet 
werden, zu beschränken, 

 oder die Errichtung von Neubauten, Umbauten oder Bauwerken zu verbieten. 

 

 

 

 Pläne zur Vermeidung von Technologischen Risiken (PPRT) 

Die PPRT wurden als Reaktion auf den Unfall von AZF im September 2001 in Toulouse eingeführt. Ziel 
dieser Pläne ist die Beseitigung althergebrachter städtebaulicher Problemsituationen und die ver-
besserte Gestaltung der zukünftigen Städteplanung in der Umgebung von Industriebetrieben. Dadurch 
soll ein besserer Schutz der Bevölkerung vor den Gefahren von Industriestandorten ermöglicht werden. 

Sie sind für alle Industriestandorte, die 2003 als Seveso-Betriebe der oberen Gefahrenklasse eingestuft 
waren, obligatorisch. 

Ihre Werkzeuge sind: 

 die Verringerung des Risikos an der Quelle durch eine Gefahrenanalyse; 

 die Gestaltung der zukünftigen Städteplanung durch die Einführung von Bauverboten oder an 
bestimmte Bedingungen gebundene Baugenehmigungen; 

 die Beseitigung von bestehenden Problemsituationen durch Schutzmaßnahmen an den 
Gebäuden oder den Grundbesitz betreffende Maßnahmen (Enteignung, Umsiedelung). 

Diese Bestimmungen werden im folgenden Schema zusammengefasst: 
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Um eine breite Akzeptanz zu erreichen, wurden die Pläne zur Vermeidung von Technologischen 
Risiken (PPRT) unter Beteiligung einer Vielzahl von Akteuren ausgearbeitet: Gebietskörperschaften, 
Betreiber, Staat, Anrainer, Angestellte der Industriebetriebe etc. Sie waren Gegenstand von öffentlichen 
Sitzungen und Anhörungen. Im Falle der Erweiterung eines Betriebs oder der Errichtung neuer Anlagen 
findet das oben beschriebene Verfahren für Dienstbarkeiten im öffentlichen Interesse (SUP) 
Anwendung (Punkt 1.2). 

Die Departemente Haut-Rhin und Bas-Rhin sind von 15 PPRT für 27 Betriebe betroffen. Sie wurden 
alle genehmigt und die Umsetzung der den Grundbesitz betreffenden Maßnahmen und der Arbeiten 
zur Verbesserung der Bauten werden demnächst abgeschlossen. Die Finanzierung der den 
Grundbesitz betreffenden Maßnahmen (Enteignung und Umsiedelung) wird im Rahmen einer Drei-
Parteien-Vereinbarung zwischen den Gebietskörperschaften, dem Staat und dem Betreiber geregelt. 

Die Arbeiten zur Verbesserung des Schutzes der Wohnungen werden zu 90% durch den Betreiber der 
Anlage, von der das Risiko ausgeht, den Gebietskörperschaften und dem Staat, in Form einer 
Steuergutschrift, finanziert. 
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2 Deutschland 

 Politiken nach Art. 13 Abs. 1 der Seveso-III-Richtlinie in 
Deutschland 

Die Politiken nach Art. 13 Abs. 1 der Seveso-III-Richtlinie sind in Deutschland im Baugesetzbuch 
(BauGB) mit der dazu erlassenen Baunutzungsverordnung (BauNVO) und in § 50 Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG) abgebildet. Die Regelungen beziehen sich auf raumbedeutsame Planungen 
und Maßnahmen. 

In Zusammenhang mit Artikel 13 bildet die Bauleitplanung der Städte und Gemeinden in der Praxis den 
überwiegenden Schwerpunkt. Daneben können unter anderem auch Landesentwicklungsplanungen, 
Regionalplanungen oder Landschaftsplanungen tangiert sein. Im Fernstraßenbau kann der Artikel 13 
bei Planfeststellungsverfahren eine Rolle spielen. 

 

 

 

 Bauleitplanung 

Die Bauleitplanung, die in die Planungshoheit der Gemeinden fällt, macht mittels der sogenannten 
Flächennutzungspläne vorbereitende (verwaltungsintern wirkende) und mittels der Bebauungspläne 
verbindliche (konkrete und rechtsverbindliche) Vorgaben für die Bodennutzung innerhalb der Ge-
meinde. Befinden sich im Gebiet der Gemeinde Seveso-III-Betriebe oder sollen diese dort angesiedelt 
werden, sind in der Bauleitplanung die Anforderungen aus BauGB und BImSchG zu beachten. 

 

2.2.1 Inhalt der Bauleitpläne 

Im Flächennutzungsplan sind die für eine Bebauung vorgesehenen Flächen nach der Art ihrer 
baulichen Nutzung darzustellen. Bebauungspläne enthalten in der Regel konkretere Festsetzungen 
über die Art und das Maß der baulichen Nutzung. Beispielsweise sei hierzu die Festsetzung von 
überbaubaren Grundstücksflächen oder örtlichen Verkehrsflächen erwähnt. 

Im Hinblick auf die Art der baulichen Nutzung unterscheiden das Baugesetzbuch (BauGB) und die 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) verschiedene Baugebietsarten, wie z. B. Wohngebiete, Gewerbe- 
oder Industriegebiete und Sondergebiete. 

 

2.2.2 Abwägung 

Zentrales Element der Bauleitplanung in Deutschland ist die gemeindliche Abwägung. Öffentliche und 
private Belange sind hierbei gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Die Abwägung 
umfasst z. B. die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, die Sicherheit der Wohn- 
und Arbeitsbevölkerung, die Belange des Umweltschutzes sowie die Belange der Wirtschaft. 

In der Abwägung sind die Belange des Immissionsschutzes gemäß § 50 BImSchG und damit die 
Auswirkungen von schädlichen Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen (Störfällen) in 
Betriebsbereichen im jeweiligen Einzelfall zu berücksichtigen. 

 

2.2.3 Angemessene Sicherheitsabstände 

Der angemessene Sicherheitsabstand gemäß § 3 (5c) des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) ist der Abstand zwischen einem Betriebsbereich oder einer Anlage, die Betriebsbereich 
oder Bestandteil eines Betriebsbereichs ist, und einem benachbarten Schutzobjekt, der zur gebotenen 
Begrenzung der Auswirkungen auf das benachbarte Schutzobjekt, welche durch schwere Unfälle im 
Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU hervorgerufen werden können, beiträgt. Der 
angemessene Sicherheitsabstand ist anhand störfallspezifischer Faktoren zu ermitteln. 
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Bei benachbarten Schutzobjekten handelt es sich gemäß § 3 (5d) BImSchG um ausschließlich oder 
überwiegend dem Wohnen dienende Gebiete, öffentlich genutzte Gebäude und Gebiete, Freizeit-
gebiete, wichtige Verkehrswege und unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle 
oder besonders empfindliche Gebiete. 

Die Berücksichtigung angemessener Sicherheitsabstände soll bei raumbedeutsamen Planungen dazu 
beitragen, die von schweren Unfällen hervorgerufenen Auswirkungen auf benachbarte schutzbedürftige 
Gebiete so weit wie möglich zu vermeiden und die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen 
konfliktfrei zuzuordnen. 

Angemessene Sicherheitsabstände können z. B. dadurch hergestellt werden, dass der Bebauungsplan 
in bestimmten Bereichen eines Industriegebietes oder auch benachbarter Gebiete die Ansiedlung von 
bestimmten Anlagen und Tätigkeiten ausschließt oder einschränkt. 

Für die immissionsschutzrechtliche Genehmigung oder Änderung von Anlagen, die Betriebsbereich 
oder Teil eines Betriebsbereichs unter der deutschen Störfall-Verordnung (StörfallV) sind, erfolgt in den 
einschlägigen Verwaltungsverfahren eine Prüfung im Hinblick auf die angemessenen Sicherheits-
abstände zu Schutzobjekten. Weiterhin erfolgt bei Anzeigeverfahren für immissionsschutzrechtlich 
nicht genehmigungsbedürftige Anlagen, die unter die StörfallV fallen, eine Prüfung der angemessenen 
Sicherheitsabstände zu benachbarten Schutzobjekten. 

 

2.2.4 Kriterien für die Ermittlung angemessener Sicherheitsabstände 

Weder in Artikel 13 noch in den o. g. Regelungen des deutschen Bauplanungs- und des Immissions-
schutzrechtes sind konkrete Verfahren für die Ermittlung angemessener Sicherheitsabstände 
beschrieben. Als wichtige Erkenntnisquellen dienen der von der Kommission für Anlagensicherheit 

veröffentlichte Leitfäden KAS-181 und die zugehörige Arbeitshilfe KAS-322. Darin werden die im 

deutschen Störfallrecht etablierten deterministischen Prinzipien zur Beurteilung der Sicherheit von 
Betriebsbereichen bzw. der Gefährdung der Nachbarschaft zur Ermittlung von Abständen für die 
Bauleitplanung zugrunde gelegt. 

Bei Einhaltung der Überschreitung der im Leitfaden genannten Abstandsempfehlungen kann im 
Allgemeinen davon ausgegangen werden, dass die durch einen schweren Unfall im Betriebsbereich 
hervorgerufenen Auswirkungen unter den getroffenen Annahmen für den Menschen nicht zu einer 
ernsten Gefahr i. S. der Störfall-Verordnung führen können. 

Für die Beurteilung bestehender Konfliktsituationen zwischen Betriebsbereichen und Schutzobjekten 
sowie für die Beurteilung im Genehmigungsverfahren von Anlagen und für die externe Notfallplanung 
sind die Abstandsempfehlungen nicht geeignet. 

Folgende Fälle werden im Leitfaden unterschieden: 

1. Festsetzung von Industrie-/Gewerbegebieten, deren konkrete Nutzung noch nicht bekannt ist, 
die jedoch als planungsrechtliche Grundlage für die Zulässigkeit von Betriebsbereichen nach 
BImSchG von der Gemeinde vorgesehen sind (Bauleitplanung ohne Detailkenntnisse) 

2. Entwicklungen in der Nachbarschaft von bestehenden Betriebsbereichen. (Bauleitplanung mit 
Detailkenntnissen) 

Die Empfehlungen für Planungsabstände ohne Detailkenntnisse (Fall A) werden in der Praxis auch als 
Konsultationsabstände bezeichnet. Ihre Herleitung basiert auf typisierten Annahmen, langjährigen 
Betriebserfahrungen und einer Analyse des deutschen Störfallgeschehens. Abstände sind für die in der 

                                                      
1 Kommission für Anlagensicherheit; Leitfaden Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebs-

bereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der 
Bauleitplanung – Umsetzung § 50 BImSchG; https://www.kas-bmu.de/ 

2 Kommission für Anlagensicherheit; Arbeitshilfe Szenarienspezifische Fragestellungen zum Leitfaden 
KAS-18; https://www.kas-bmu.de/ 

 

https://www.kas-bmu.de/
https://www.kas-bmu.de/
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chemischen Industrie am häufigsten genutzten Stoffe berechnet worden. Die getroffenen Konventionen 
beziehen sich auf den Menschen als Schutzobjekt ohne irreversible Schädigung. 

Als Szenarien wurden Brände/Gaswolkenexplosionen mit unmittelbarer Zündung und Freisetzung 
toxischer Stoffe gewählt, als Endpunkte für die Wärmestrahlung ein Grenzwert von 1,6 kW/m², für 
Explosionen 0,1 bar und für die toxischen Stoffe der ERPG-2-Wert ausgewählt. Für Ammoniak wird mit 
dieser Vorgehensweise z. B. ein Abstand von 500 m empfohlen. 

Für neue Entwicklungen in der Nachbarschaft bestehender Betriebsbereiche (Fall B) sind die Stoffe, 
deren genehmigte Mengen und die technischen Anlagen, in denen diese gehandhabt werden, bekannt. 
Hier sind die oben erwähnten Abstandsempfehlungen als Achtungsabstände zu verstehen, die einen 
Anhalt dafür geben, ob das geplante schutzwürdige Gebiet durch die Nähe des Betriebsbereiches 
gefährdet sein könnte. Mit Hilfe der im Leitfaden beschriebenen Berechnungsgrundlagen, unter 
Berücksichtigung der jeweiligen topografischen, meteorologischen Verhältnisse und der technischen 
Installationen kann zudem im konkreten Einzelfall geprüft werden, ob eine Unterschreitung der 
Abstände zugelassen werden kann. 

 

 

 

 

 

3 Schweiz 

 Gesetzlicher Rahmen 

Die Grundsätze des Planungsrechtes in der Schweiz – Bund, Kantone und Gemeinden stimmen ihre 
raumwirksamen Tätigkeiten aufeinander ab und verwirklichen, im Sinne einer haushälterischen 
Bodennutzung, eine auf die erwünschte Entwicklung des Landes ausgerichtete Ordnung der 
Besiedelung – sind in Art.1, Abs.1 der Raumplanungsgesetzes RPG beschrieben. 

Der Planungsgrundsatz von Art.3, Bst. b RPG besagt, dass Wohngebiete vor schädlichen oder lästigen 
Einwirkungen möglichst verschont werden sollen. Er weist implizit darauf hin, dass Störfallrisiken in die 
raumplanerische Interessenabwägung einzubeziehen sind. Der Weg ist allerdings nicht beschrieben. 
Ein Ausblenden von Störfallrisiken wäre allerdings unzulässig. 

Als Planungsinstrumente werden die behördenverbindlichen Sachpläne des Bundes und die 
kantonalen Richtpläne eingesetzt. Auf Ebene Gemeinde sind die Nutzungspläne für Grundbesitzer 
verbindlich. Mit den Nutzungsplänen werden die Bauzonen, Landwirtschafts- und Schutzzonen 
definiert. 

Im Art.10 des Umweltschutzgesetzes (Katastrophenschutz) sind die Pflichten der Betreiber von 
Anlagen mit einem Gefahrenpotenzial festgelegt. Wer Anlagen betreibt, die bei einem 
ausserordentlichen Ereignis Menschen und die Umwelt schwer schädigen können, müssen 
insbesondere geeignete Standorte wählen und erforderliche Sicherheitsabstände einhalten. 

In der Störfallverordnung Art. 11a wird zudem festgehalten, dass die Kantone die Störfallvorsorge in 
der Richt- und Nutzungsplanung sowie in ihren übrigen raumwirksamen Tätigkeiten berücksichtigen. 
Zu diesem Zweck bezeichnen die Vollzugsbehörden (Störfallvorsorge) bei Betrieben, Verkehrswegen 
und Rohrleitungsanlagen den angrenzenden Bereich (sogenannter Konsultationsbereich), in dem die 
Erstellung neuer Bauten und Anlagen zu einer erheblichen Erhöhung des Risikos führen kann. Bevor 
die zuständige Behörde (Planungsbehörde) über eine Änderung einer Richt- oder Nutzungsplanung in 
einem Konsultationsbereich entscheidet, muss sie zur Beurteilung des Risikos bei der Vollzugsbehörde 
eine Stellungnahme einholen. 
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 Planungshilfe 

Als Hilfestellung für die konkrete Umsetzung von Art. 11a der Störfallverordnung hat das Bundesamt 
für Raumentwicklung (ARE) zusammen mit weiteren Bundesämtern eine Planungshilfe3 erstellt. In 
dieser Planungshilfe sind Prozesse beschrieben, wie die Koordination von der Störfallvorsorge und der 
Raumplanung bei Planungsentscheiden in Konsultationsbereichen von Betrieben, Verkehrswegen und 
Erdgashochdruckanlagen durchgeführt werden soll.  

In der Planungshilfe wird ein einfacher Ansatz für die Festlegung der Koordinationsbereiche 
(0, 100 oder 300 m) vorgegeben. Die Konsultationsbereiche geben keine Auskunft über die effektiven 
Gefahrenbereiche. Die Risiken müssen im Rahmen der Koordination fallweise analysiert und beurteilt 
werden. 

Die Kantone, darunter die zum Mandatsgebiet der Oberrheinkonferenz gehörenden Kantone Aargau, 
Basel-Stadt und Basel-Landschaft veröffentlichen auf ihren Geoportalen einen Risikokataster (GIS 
„Geographisches Informations-System"), in dem störfall-relevante Einrichtungen dargestellt sind. In 
diesem Risikokataster werden auch die Konsultationsbereiche dargestellt. 

Der Koordinationsbedarf soll frühzeitig erkannt werden, damit die Fachstellen der Raumplanung und 
Störfallvorsorge sowie die Investoren frühzeitig gemeinsam Lösungen erarbeiten können und Konflikte 
vermieden werden können. 

In den Konsultationsbereichen wird bei einem risikorelevanten Nutzungspotenzial eine einfache Risiko-
abschätzung erstellt, sowie einfache raumplanerische Massnahmen und allgemeine Sicherheitsmass-
nahmen geprüft. Je nach Risiko sind zusätzliche Sicherheitsmassnahmen und weitere raumplanerische 
Massnahmen erforderlich. Mit einer vertieften Risikoabklärung wird das Risiko beurteilt und entweder 
auf eine Anpassung des Nutzungsplanes verzichtet oder die erforderlichen Massnahmen festgelegt. 

In der Planungshilfe sind zudem Standard-Massnahmen aufgeführt, die die Risiken reduzieren können: 

 Nutzungsoptimierung bei Standortwahl von neuen Gebäuden durch möglichst grosse Distanz 
zur Bahnlinie und entsprechender Ausrichtung des Gebäudes 

 Nutzungsbeschränkungen (beispielsweise dürfen Neubauten nicht als Klinik genutzt werden, 
da dort Personen untergebracht sind, deren Möglichkeiten zur Selbstrettung erheblich 
eingeschränkt sind) 

 Bahnseitig Erschliessungsstrassen, Parkflächen und Technikräume 

 Bei Personennutzung genügend Selbst- und Fremdrettungsmöglichkeiten 

 Dichte Gebäudehüllen, Materialisierung der Gebäudehülle 

 Fassadenöffnungen bahnabgewandt 

 Ansaugstellen für Lüftungsanlagen bahnabgewandt 

 Druck- und hitzeresistente Materialien an bahnseitiger Fassade 

 

Ergänzend zur Planungshilfe des Bundes haben mittlerweile eine Reihe von Kantonen detaillierte 
Merkblätter für bauliche Objektschutzmassnahmen erstellt und veröffentlicht. 

                                                      
3www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/stoerfallvorsorge/publikationen-
studien/publikationen/koordination-raumplanung-und-stoerfallvorsorge.html 

http://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/stoerfallvorsorge/publikationen-studien/publikationen/koordination-raumplanung-und-stoerfallvorsorge.html
http://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/stoerfallvorsorge/publikationen-studien/publikationen/koordination-raumplanung-und-stoerfallvorsorge.html
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Anhang 

 

I Standorte von Industriebetrieben am Oberrhein mit 
grenzüberschreitenden Planungsbereichen 
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II Angrenzende Planungsbereiche gemäss nationalen 
Planungsvorgaben um Betriebe nach Anhang I 

 

Frankreich 

Lauterbourg 
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Strasbourg 
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Biesheim 
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Chalampé / Ottmarsheim 
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Hombourg 
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Village-Neuf 

 

 

 

Huningue 

 

 

 

 

 

 



 17  

Deutschland 

Rheinmünster 

 

Rheinau 
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Kehl 

 

 

Grenzach-Whylen 
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Rheinfelden 

 

 

Laufenburg (Baden) 
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Schweiz 

Basel 
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Birsfelden 

 

 

Muttenz 

 



 22  

 

III Mitglieder Expertenausschuss Technologische Risiken zur Zeit 
der Erstellung des Berichts 

Person Organisation 

Dr. Arnold Müller † Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd 

Adam Kurek Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd 

Dr. Reinhold Ertmann Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg 

Malte Jahn Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg 

Thomas Hackbusch LUBW Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg 

Diana Mittendorf Regierungspräsidium Freiburg 

Mareike Strub Regierungspräsidium Freiburg 

Dr. Monika Ulshöfer Regierungspräsidium Karlsruhe 

Jonas Ruiz Regierungspräsidium Karlsruhe 

Dr. Hans Bossler Kanton Basel-Stadt 

Dr. Raymond Dumont Kanton Aargau 

Gregor Pfister Kanton Basel-Landschaft 

Daniel Egli-Tedesco Kanton Basel-Landschaft 

Nicolas Wolff Direction Regional de l'Environnement, de l'Amenagement et du Logement 

(DREAL) Grand Est 

François Donny Direction Regional de l'Environnement, de l'Amenagement et du Logement 

(DREAL) Grand Est 

Laurent Julliard Direction Regional de l'Environnement, de l'Amenagement et du Logement 

(DREAL) Grand Est 

LCL Patrice Petit Service départemental d'incendie et de secours 

 


